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Das Finanzgericht Fulda hat mit Gerichtsbe-
scheid vom 7.3.2019 (Geschaftsnummer 10
K 541/17) entschieden, dass die Beschrin-
kung des Erbschaftsteuerklassenprivilegs
nach § 15 Abs. 2 ErbStG auf Familienstiftun-
gen «im Inland» gegen die Kapitalverkehrs-
freiheit i.S. des Art. 40 des Abkommens tiber
den Europdischen Wirtschaftsraums ver-
stosst und entsprechend zu unterbleiben hat.
Mogliche Rechtfertigungsgriinde fiir eine
Ungleichbehandlung bestehen nach Ansicht
des Finanzgerichts nicht. Auch liechtenstei-
nische Familienstiftungen konnen das Privi-
leg aufgrund des Anwendungsvorrangs der
(den EU-Regelungen entsprechenden) Rege-
lungen des EWR-Abkommens fiir sich bean-
spruchen.
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Im streitgegenstdndlichen Sachverhalt hatte ein
in Deutschland anséssiger Stifter eine Familien-
stiftung mit Sitz und Geschiftsleitung in Liech-
tenstein errichtet. Die Familienstiftung wurde
unwiderruflich errichtet; der Stifter hat sich die
nach liechtensteinischem Recht gem. Art. 552
§ 30 PGR moglichen Widerrufs- oder Ande-
rungsrechte nicht vorbehalten. § 15 Abs. 2
ErbStG sieht gesetzlich eine schenkungs- bzw.
erbschaftsteuerliche Privilegierung einer Erst-
widmung an eine Familienstiftung vor, wonach
sich der bei der Erststiftungswidmung zu ge-
wihrende Freibetrag und die anzuwendende
Steuerklasse nach dem Verwandtschaftsgrad
zwischen dem Stifter und dem entferntest Be-
rechtigten der Stiftung richten soll. Im vorlie-



genden Fall waren lediglich die Ehefrau, Kinder
und Enkel des Stifters berechtigt und somit die
Anspruchsgrundlage fiir die Anwendung eines
Freibetrages in Hohe von EUR 200.000.— und
der Erbschaftsteuerklasse I grds. gegeben.

Das Finanzamt argumentierte jedoch, dass nach
dem nationalen Gesetzestext diese privilegierte
Besteuerung auf Familienstiftungen «im In-
land» beschrinkt sei, gewéhrte nur einen Freibe-
trag in Hohe von EUR 20.000.— und wendete die
(ungiinstigste) Steuerklasse IIT (hier 30%) an.
Hiergegen richtete sich die Klage des Stifters. Der
Klager argumentierte im Kern, wie von Gierhake
(ZErb 6/2016, S. 163—167) beschrieben. Das Fi-
nanzgericht gab der Klage statt und erkannte im
Ergebnis, dass die gesetzliche Beschrinkung auf
Familienstiftungen «im Inland» gegen die Eu-
ropaische Kapitalverkehrsfreiheit verstosse und
somit nicht anzuwenden ist. In der Beschrin-
kung der privilegierten Besteuerung auf inldndi-
sche Familienstiftungen sieht das Finanzgericht
eine Beschrinkung der Kapitalverkehrsfreiheit,
weil sie geeignet ist, Stifter aus wirtschaftlichen
Griinden von der Errichtung einer Stiftung in
Liechtenstein abzuhalten. Eine Errichtung einer
liechtensteinischen Familienstiftung wére, kime
die Beschrinkung zur Anwendung, mit einer
deutlich hoheren Steuerlast verbunden, als die
Errichtung einer deutschen Familienstiftung.
Folglich muss der Stifter einen hoheren finan-
ziellen Aufwand betreiben, um eine auslindische
Stiftung mit einem gleichwertigen Stiftungsver-
mogen auszustatten. Mogliche Rechtfertigungs-
griinde fiir eine Ungleichbehandlung von
Erstwidmungen an eine inlindische oder aus-
lindische Familienstiftung liegen nicht vor. Ein
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mangelnder Informationsaustausch in Steuer-
sachen sei zwischen Deutschland und dem Fiirs-
tentum Liechtenstein seit den Informationsaus-
tauschabkommen beider Staaten aus dem Jahr
2009 nicht mehr anzunehmen. Auch sei darin,
dass liechtensteinische Familienstiftungen -an-
ders als deutsche Familienstiftungen — nicht
alle 30 Jahre die Erbersatzsteuer des § 1 Abs. 1
Nr. 4 ErbStG zu zahlen hitten, keine Schidi-
gung der Kohdrenz des Steuersystems zu sehen.
Nachdem keine einschldgigen Rechtfertigungs-
griinde ftir eine mogliche Beschrinkung der Ka-
pitalverkehrsfreiheit vorliegen, sei die gesetzli-
che Beschrinkung als diskriminierend zu
betrachten und habe aufgrund des Anwen-
dungsvorrangs der Regelungen des EWR-Ab-
kommens zu unterbleiben.

Das Finanzgericht hlt deshalb auch eine Vorla-
ge nach Art. 267 Abs. 2 AEUV zu einem Vorabent-
scheidungsverfahren durch den EuGH in Bezug
auf einen Vertragsverstoss Deutschlands fiir nicht
erforderlich. Die Wirksamkeit des Unionsrecht ist
gewdhrleistet und das Ergebnis der Entscheidung
des Finanzgerichts stimmt mit dem von dem Ge-
meinschaftsrecht verfolgten Ziel tiberein.

Die vom Stifter einer liechtensteinischen Famili-
enstiftung  tibernommene  Schenkungssteuer
wurde durch Anderungsbescheid um den ent-
sprechenden Betrag herabgesetzt.

Das Finanzamt hat inzwischen Revision gem.
§ 115 Abs. 2 Nr. 2 FGO gegen den Gerichts-
bescheid beim BFH (Az: II R 25/19) zur Fort-
bildung des Rechts eingelegt. Gegen etwa noch
offene Erbschaftsteuerbescheide sollte Ein-
spruch unter Verweis auf das genannte hochst-
gerichtliche Verfahren eingelegt werden.
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	52 ZWAHLEN/NYFFENEGGER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 78 zu Art. 12 StHG.
	53 ZWAHLEN/NYFFENEGGER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 78 zu Art. 12 StHG.
	54 Vgl. zum Ganzen HUNZIKER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 18 zu Art. 72 StHG.
	55 ZWAHLEN/NYFFENEGGER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 79 zu Art. 12 StHG.
	56 Gleicher Meinung auch HUNZIKER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 18 zu Art. 72 StHG; RICHNER/FREI/KAUFMANN/MEUTER, Kommentar zum Zürcher Steuergesetz, 3. Auflage, N 1 zu § 225.
	57 KOLLER, Stiftungen und, S. 89 f. (mit weiteren Ausführungen); KUHN, Die Finanzierung von Immobilien-Projektentwicklungen durch Anlagestiftungen, N 471; KOMMISSION STEUERHARMONISIERUNG, Antwort 190, zitiert nach GRETER/GRETER, Kommentar zum schweizerisch
	58 Wenn steuerbefreite Vorsorgeeinrichtungen der Grundstückgewinnsteuer gemäss LCP unterliegen, kann es nicht angehen, dass ein anderer Steuersatz als derjenige, welcher gemäss LCP auf die natürlichen Personen für Grundstücksveräusserungen aus dem Privatve
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	61 Vgl. auch HUNZIKER, Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht, StHG N 17 zu Art. 72 StHG.
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